
 

 

  

 
      

 

 
 

 

 
  

 
  

 

 
 

  
  
 

    
 
 
 

 
      

  

             

  
  

  
  

 

56 – KAPITEL I: DER FREMDVERGLEICHSGRUNDSATZ 

D.1.2.1. Analyse der Risiken in kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen1 

1.56. Eine Funktionsanalyse ist unvollständig, solange nicht die von al-
len Beteiligten jeweils übernommenen wesentlichen Risiken bestimmt und
untersucht wurden, da die tatsächliche Übernahme von Risiken Einfluss auf 
die Preise und sonstigen Bedingungen von Geschäftsvorfällen zwischen den 
verbundenen Unternehmen hat. Auf dem freien Markt steht der Übernahme 
eines erhöhten Risikos üblicherweise auch ein höherer erwarteter Ertrag
gegenüber, auch wenn sich der tatsächliche Ertrag, je nachdem inwieweit die 
Risiken tatsächlich eintreten, nicht unbedingt erhöhen muss. Höhe und Über-
nahme des Risikos sind deshalb wirtschaftlich relevante Merkmale, die für die 
Bestimmung des Ergebnisses einer Verrechnungspreisanalyse von erheblicher
Bedeutung sein können. 

1.57. Risiken sind einer Geschäftstätigkeit inhärent. Unternehmen gehen 
kommerziellen Tätigkeiten nach, weil sie Chancen zur Realisierung von
Gewinnen suchen, diese Chancen sind jedoch immer mit der Unsicherheit
behaftet, dass die erforderlichen Ressourcen zu ihrer Verfolgung höher sein 
könnten als erwartet oder dass sie nicht die erwarteten Erträge bringen. Die 
Ermittlung der Risiken geht Hand in Hand mit der Ermittlung der Funktionen
sowie Vermögenswerte und ist integraler Bestandteil des Prozesses der
Ermittlung der kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen zwischen den
verbundenen Unternehmen sowie der sachgerechten Abgrenzung des oder der
Geschäftsvorfälle. 
1.58. Die Übernahme von mit einer Geschäftschance verbundenen Risiken 
wirkt sich auf das Gewinnpotenzial dieser Chance auf dem freien Markt
aus, und die Aufteilung der übernommenen Risiken zwischen den an der
Vereinbarung beteiligten Unternehmen hat Auswirkungen darauf, wie die
Gewinne oder Verluste aus dem Geschäftsvorfall nach dem Fremdvergleichs-
grundsatz über die Bestimmung des Preises für den Geschäftsvorfall auf-
geteilt werden. Daher muss bei Vergleichen zwischen konzerninternen und 

1. Die Leitlinien in diesem Kapitel und insbesondere in diesem Abschnitt zu den 
Risiken beziehen sich nicht speziell auf eine bestimmte Branche. Das Grund-
konzept, wonach ein Beteiligter, der Risiken trägt, in der Lage sein muss, diese 
Risiken effektiv zu bewältigen, gilt zwar für das Versicherungswesen, das Bank-
gewerbe und andere Finanzdienstleistungsbranchen, diese regulierten Branchen 
müssen jedoch Regeln befolgen, die Vorkehrungen für die Erfassung, Messung 
und Offenlegung von Risiken vorschreiben. Der aufsichtsrechtliche Ansatz für die 
Risikoaufteilung zwischen regulierten Unternehmen sollte berücksichtigt werden, 
und es sollte gegebenenfalls auf die speziell für Finanzdienstleistungsunternehmen 
geltenden Verrechnungspreisleitlinien im Bericht über die Zurechnung von 
Gewinnen zu Betriebsstätten von 2010 (OECD, 2014), Bezug genommen werden. 
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KAPITEL I: DER FREMDVERGLEICHSGRUNDSATZ – 57 

Fremdgeschäftsvorfällen sowie zwischen verbundenen und unabhängigen
Unternehmen analysiert werden, welche Risiken übernommen wurden, wel-
che mit der Übernahme oder Wirkung dieser Risiken zusammenhängende
oder sich auf sie auswirkende Funktionen ausgeübt werden und welches bzw. 
welche der am Geschäftsvorfall beteiligten Unternehmen diese Risiken tragen. 
1.59. Dieser Abschnitt enthält Leitlinien zur Art und zu den Ursachen 
der Risiken, die für eine Verrechnungspreisanalyse relevant sind, um die
konkrete Bestimmung der relevanten Risiken zu erleichtern. Außerdem
enthält dieser Abschnitt Leitlinien zur Risikoübernahme nach dem Fremd-
vergleichsgrundsatz. Aus der Detailliertheit der in diesem Abschnitt enthal-
tenen Leitlinien zur Analyse der Risiken im Rahmen einer Funktionsanalyse,
die sich auf Funktionen, Vermögenswerte und Risiken erstreckt, sollte nicht 
geschlossen werden, dass die Risiken wichtiger sind als die Funktionen oder 
Vermögenswerte. Die Bedeutung der Funktionen, Vermögenswerte und
Risiken in einem bestimmten Geschäftsvorfall muss im Wege einer detail-
lierten Funktionsanalyse bestimmt werden. Die ausführlicheren Leitlinien
zu den Risiken sind den praktischen Schwierigkeiten geschuldet, die Risiken 
aufwerfen: Risiken können in einem Geschäftsvorfall schwerer zu ermitteln 
sein als Funktionen oder Vermögenswerte, und um zu bestimmen, welches
verbundene Unternehmen ein bestimmtes Risiko in einem Geschäftsvorfall 
übernimmt, ist möglicherweise eine sorgfältige Analyse nötig. 
1.60. Die Schritte des im restlichen Teil dieses Abschnitts beschriebenen 
Verfahrens zur Analyse des Risikos in einem konzerninternen Geschäftsvorfall
mit dem Ziel der sachgerechten Abgrenzung des tatsächlichen Geschäfts-
vorfalls in Bezug auf dieses Risiko lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Konkrete Bestimmung der wirtschaftlich signifikanten Risiken
(vgl. Abschnitt D.1.2.1.1). 

2. Ermittlung der Art und Weise, wie bestimmte wirtschaftlich signifi-
kante Risiken von den verbundenen Unternehmen gemäß den Bedin-
gungen des Geschäftsvorfalls vertraglich übernommen werden
(vgl. D.1.2.1.2). 

3. Ermittlung, durch eine Funktionsanalyse, der Art und Weise, wie die 
am Geschäftsvorfall beteiligten verbundenen Unternehmen in Bezug
auf die Übernahme und das Management der konkreten wirtschaft-
lich signifikanten Risiken vorgehen und insbesondere welches bzw. 
welche Unternehmen Kontroll- und Risikominderungsfunktionen aus-
üben, welches bzw. welche Unternehmen die positiven oder negativen
Konsequenzen der Risikoentwicklung tragen und welches bzw. welche
Unternehmen über die finanzielle Kapazität verfügen, das Risiko zu 
übernehmen (vgl. Abschnitt D.1.2.1.3). 
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58 – KAPITEL I: DER FREMDVERGLEICHSGRUNDSATZ 

4. Im zweiten und dritten Schritt wurden Informationen in Bezug auf
die Übernahme und das Management von Risiken im konzerninternen
Geschäftsvorfall ermittelt. Der nächste Schritt ist die Interpretation
der Informationen und die Klärung der Frage, ob sich die vertragliche
Risikoübernahme mit dem Verhalten der verbundenen Unternehmen 
und den anderen Gegebenheiten des Einzelfalls deckt, wozu analysiert
wird, i) ob die verbundenen Unternehmen die Vertragsbedingungen 
nach den Grundsätzen von Abschnitt D.1.1 einhalten und ii) ob der 
Beteiligte, der die Risiken übernimmt, gemäß der Analyse unter i die
Kontrolle über das Risiko ausübt und die finanzielle Kapazität besitzt,
das Risiko zu tragen (vgl. Abschnitt D.1.2.1.4). 

5. Wenn der Beteiligte, der das Risiko übernimmt, den Schritten 1–4i 
zufolge das Risiko nicht kontrolliert oder nicht über die finanzielle
Kapazität verfügt, das Risiko zu tragen: Anwendung der Leitlinien
zur Risikozuordnung (vgl. Abschnitt D.1.2.1.5). 

6. Ermittlung des Preises des tatsächlichen Geschäftsvorfalls, wie er unter
Betrachtung der Evidenz aller wirtschaftlich relevanten Merkmale des
Geschäftsvorfalls gemäß den Leitlinien in Abschnitt D.1 sachgerecht
abgegrenzt wurde, unter Berücksichtigung der finanziellen und sons-
tigen Folgen der Übernahme der sachgerecht zugeordneten Risiken
und mit angemessener Vergütung der Risikomanagementfunktionen 
(vgl. Abschnitt D.1.2.1.6). 

1.61. In diesem Abschnitt wird auf Begriffe Bezug genommen, die zunächst
erläutert und definiert werden müssen. Der Begriff „Risikomanagement“ wird
verwendet, um die Funktion der Beurteilung der mit der Geschäftstätigkeit
verbundenen Risiken sowie der Reaktion auf diese Risiken zu bezeichnen. Das 
Risikomanagement umfasst drei Elemente: i) die Fähigkeit, Entscheidungen 
bezüglich der Annahme, Abgabe oder Ablehnung einer risikoträchtigen
Geschäftschance zu treffen, zusammen mit der tatsächlichen Ausübung dieser
Entscheidungsfunktion, ii) die Fähigkeit, Entscheidungen darüber zu treffen, 
ob und wie auf die mit der Geschäftschance verbundenen Risiken zu antworten 
ist, zusammen mit der tatsächlichen Ausübung dieser Entscheidungsfunktion,
und iii) die Fähigkeit, diese Risiken zu verringern, d. h. die Fähigkeit, Maß-
nahmen zu ergreifen, die sich auf die Entwicklung der Risiken auswirken,
zusammen mit der tatsächlichen Ausübung dieser Risikominderungsfunktion. 

1.62. Manche Risikomanagementfunktionen können nur von dem Beteilig-
ten ausgeübt werden, der im Rahmen der Schaffung und Nutzung von
Geschäftschancen Funktionen wahrnimmt und Vermögenswerte nutzt, wäh-
rend andere Risikomanagementfunktionen von einem anderen Beteiligten
ausgeübt werden können. Das Risikomanagement sollte nicht so gesehen
werden, als bestünde es notwendigerweise in einer gesonderten Funktion,
die gesondert zu vergüten wäre und die von der Ausübung der Tätigkeiten 
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KAPITEL I: DER FREMDVERGLEICHSGRUNDSATZ – 59 

der Gewinnoptimierung getrennt wäre. Beispielsweise kann die Entwicklung
immaterieller Werte im Rahmen von Entwicklungstätigkeiten die Minderung
der Risiken im Hinblick auf die spezifikationsgemäße Entwicklung nach
höchstmöglichen Standards und unter Einhaltung der Fristen beinhalten;
diese besonderen Risiken werden möglicherweise durch die Ausübung der
Entwicklungsfunktion selbst verringert. Wenn es sich bei der vertragli-
chen Vereinbarung zwischen den verbundenen Unternehmen beispielsweise 
um eine Auftragsforschungsvereinbarung handelt, die entsprechend den
Anforderungen dieses Abschnitts eingehalten wird, würde die Vergütung für
die Risikominderungsfunktionen, die durch die Entwicklungstätigkeit aus-
geübt werden, in die fremdübliche Dienstleistungsvergütung eingerechnet.
Weder das an die immateriellen Werte selbst geknüpfte Risiko noch die ver-
bleibenden mit diesem Risiko verbundenen Einnahmen würden dem Dienst-
leister zugeordnet. Vgl. auch Beispiel 1 in Ziffer 1.83. 

1.63. Das Risikomanagement ist nicht mit der Übernahme eines Risikos
gleichzusetzen. Die Risikoübernahme bedeutet die Inkaufnahme der posi-
tiven und negativen Konsequenzen des Risikos mit dem Ergebnis, dass der
Beteiligte, der das Risiko übernimmt, auch die finanziellen und sonstigen
Konsequenzen trägt, falls das Risiko eintritt. Ein Beteiligter, der einen Teil der
Risikomanagementfunktionen ausübt, trägt möglicherweise nicht das Risiko,
das Gegenstand dieser Risikomanagementtätigkeit ist, sondern wurde mög-
licherweise damit betraut, Risikominderungsfunktionen unter der Leitung des
Beteiligten auszuüben, der das Risiko übernimmt. Beispielsweise können die
laufenden Tätigkeiten zur Verringerung des Risikos von Produktrückrufen
an einen Beteiligten übertragen werden, der die Qualitätskontrolle für einen 
bestimmten Herstellungsprozess nach den Anweisungen des Beteiligten wahr-
nimmt, welcher das Risiko trägt. 

1.64. Die finanzielle Kapazität zur Risikoübernahme kann definiert wer-
den als der Zugang zu Finanzmitteln, um das Risiko zu übernehmen oder
abzugeben, um für Funktionen der Risikominderung zu zahlen und um die 
Konsequenzen zu tragen, sollte das Risiko eintreten. Beim Zugang des Beteilig-
ten, der das Risiko übernimmt, zu Finanzmitteln werden die verfügbaren
Vermögenswerte und die Optionen berücksichtigt, die ihm realistischerweise
zur Verfügung stehen, um nötigenfalls zusätzliche Liquidität zur Deckung der
im Fall des Eintritts des Risikos erwarteten Kosten zu beschaffen. Bei dieser 
Beurteilung sollte unterstellt werden, dass der Beteiligte, der das Risiko über-
nimmt, als unabhängiges Unternehmen agiert, und zwar unter den gleichen
Umständen wie das verbundene Unternehmen, sachgemäß nach den Prinzipien
dieses Abschnitts abgegrenzt. Beispielsweise könnte die Verwertung von
Rechten an einem einkünftegenerierenden Vermögenswert dem betreffen-
den Beteiligten Finanzierungsmöglichkeiten eröffnen. Wenn ein Beteilig-
ter, der ein Risiko übernimmt, konzerninterne Finanzmittel erhält, um die 
Finanzierungsanforderungen in Bezug auf das Risiko zu erfüllen, übernimmt 
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der Beteiligte, der die Finanzierung bereitstellt, möglicherweise ein finanzielles
Risiko, trägt aber nicht einfach aufgrund der Bereitstellung der Finanzmittel
auch das konkrete Risiko, das die zusätzlichen Finanzmittel erforderlich
macht. Fehlt die finanzielle Kapazität zur Übernahme eines Risikos, muss die
Risikozuordnung im Rahmen von Schritt 5 eingehender untersucht werden. 

1.65. Die Kontrolle über ein Risiko beinhaltet die beiden ersten Elemente 
des Risikomanagements nach Ziffer 1.61, die da sind: i) die Fähigkeit, 
Entscheidungen bezüglich der Annahme, Abgabe oder Ablehnung einer
risikoträchtigen Geschäftschance zu treffen, zusammen mit der tatsächlichen
Ausübung dieser Entscheidungsfunktion, ii) die Fähigkeit, Entscheidungen
darüber zu treffen, ob und wie auf die mit der Geschäftschance verbundenen 
Risiken zu antworten ist, zusammen mit der tatsächlichen Ausübung dieser 
Entscheidungsfunktion. Ein Beteiligter muss nicht die laufenden Tätigkeiten 
zur Risikominderung wie in iii) beschrieben wahrnehmen, um die Kontrolle 
über die Risiken zu haben. Die laufenden Tätigkeiten zur Risikominderung 
können ausgelagert werden, wie das Beispiel unter Ziffer 1.63 veranschaulicht.
Wenn die laufenden Tätigkeiten der Risikominderung ausgelagert werden,
setzt die Kontrolle des Risikos allerdings die Fähigkeit voraus, die Ziele der 
ausgelagerten Tätigkeiten festzulegen, über die Beauftragung des Dienst-
leisters zu entscheiden, der die Funktionen der Risikominderung übernimmt,
zu beurteilen, ob diese Ziele in angemessener Weise erfüllt werden, und nö-
tigenfalls zu entscheiden, ob der Vertrag mit dem betreffenden Dienstleister 
geändert oder gekündigt werden soll, und dies zusammen mit der Ausübung 
dieser Beurteilungs- und Entscheidungsfunktionen. Im Einklang mit dieser
Kontrolldefinition muss bei einem Beteiligten sowohl die Fähigkeit als auch 
die tatsächliche Funktionsausübung, wie vorstehend beschrieben, vorliegen, 
um die Kontrolle über ein Risiko auszuüben. 

1.66. Die Fähigkeit, Entscheidungsfunktionen auszuüben, und die effek-
tive Ausübung dieser Entscheidungsfunktionen im Zusammenhang mit einem
bestimmten Risiko setzen ein Verständnis des betreffenden Risikos voraus, 
das auf einer sachdienlichen Analyse der zur Beurteilung der vorhersehbaren
negativen und positiven Risikoergebnisse einer entsprechenden Entscheidung
sowie der Konsequenzen für die Geschäftstätigkeit des Unternehmens beruht.
Die Entscheidungsträger sollten über Kompetenz und Erfahrung im Bereich 
des spezifischen Risikos verfügen, für das die Entscheidung getroffen wird, 
und sich über die Auswirkungen ihrer Entscheidung auf das Unternehmen
im Klaren sein. Sie sollten auch Zugang zu den relevanten Informationen
haben, indem sie diese Informationen entweder selbst einholen oder indem sie 
von ihren Befugnissen Gebrauch machen, um die relevanten Informationen 
zur Unterstützung des Entscheidungsprozesses festzulegen und sie beschaf-
fen zu lassen. Dazu müssen sie über die Fähigkeit verfügen, die Ziele der
Informationssammlung und -analyse festzulegen, den Beteiligten zu beauf-
tragen, der die Informationssammlung und -analyse übernimmt, zu beurteilen, 
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ob die richtigen Informationen gesammelt werden und die Analyse sachgemäß
durchgeführt wird, und nötigenfalls zu entscheiden, ob der Vertrag mit dem 
betreffenden Dienstleister geändert oder gekündigt werden soll, und dies zu-
sammen mit der Ausübung dieser Beurteilungs- und Entscheidungsfunktionen.
Weder eine bloße Formalisierung des Ergebnisses der Entscheidungsfindung,
beispielsweise in Form von Besprechungen zur formellen Billigung von an-
dernorts getroffenen Entscheidungen, Protokollen von Ausschusssitzungen
und der Unterzeichnung der Unterlagen über die Entscheidung, noch die Fest-
legung der maßgeblichen Politik für das Risiko (vgl. Ziffer 1.76) gelten als eine
hinreichende Ausübung einer Entscheidungsfunktion, um die Kontrolle über 
ein Risiko unter Beweis zu stellen. 

1.67. Wenn von der Kontrolle über ein Risiko gesprochen wird, sollte dies 
nicht notwendigerweise so verstanden werden, als könne das Risiko an sich 
beeinflusst oder die Unsicherheit ganz ausgeräumt werden. Manche Risiken 
können nicht beeinflusst werden und sind eine allgemeine Bedingung kauf-
männischer Betätigung, von der alle Unternehmen betroffen sind, die der
jeweiligen Geschäftstätigkeit nachgehen. Risiken im Zusammenhang mit
der allgemeinen Wirtschaftslage oder der Rohstoffpreisentwicklung bei-
spielsweise können in der Regel von einem multinationalen Konzern nicht
beeinflusst werden. Die Kontrolle über ein Risiko sollte vielmehr als die 
Fähigkeit und Befugnis verstanden werden, über die Übernahme des
Risikos sowie darüber zu entscheiden, ob und wie auf das Risiko geantwor-
tet werden soll, z. B. durch die Wahl des Investitionszeitpunkts, die Art der 
Entwicklungsprogramme, die Gestaltung von Marketingstrategien oder die
Festlegung der Produktionsmengen. 

1.68. Die Risikominderung bezieht sich auf Maßnahmen, die ergriffen
werden, um die Risikoentwicklung zu beeinflussen. Dabei kann es sich um 
Maßnahmen handeln, die die Unsicherheit verringern, oder um solche, die die
Folgen im Fall des Eintretens der negativen Auswirkungen eines Risikos min-
dern. Kontrolle sollte nicht so interpretiert werden, als setze sie voraus, dass 
Maßnahmen zur Risikominderung ergriffen werden; denn Unternehmen kön-
nen bei der Beurteilung von Risiken auch entscheiden, dass die Unsicherheit 
im Zusammenhang mit manchen Risiken, einschließlich von Risiken, die für 
ihre zentrale Geschäftstätigkeit möglicherweise grundlegend sind, nachdem 
diese evaluiert wurden, akzeptiert und konfrontiert werden sollte, um Chancen
zu schaffen und zu maximieren. 

1.69. Das Kontrollkonzept kann anhand der folgenden Beispiele ver-
anschaulicht werden. Unternehmen A beauftragt einen spezialisierten
Hersteller, Unternehmen B, mit der Fertigung von Produkten in seinem
Namen. Die vertraglichen Vereinbarungen lassen darauf schließen, dass
Unternehmen B die Ausführung der Fertigungsleistungen übernimmt,
dass die Produktspezifikationen und das Produktdesign jedoch von Unter-
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nehmen A stammen und dass Unternehmen A den Produktionsplan, ein-
schließlich der Produktionsvolumen und der Auslieferungstermine, fest-
legt. Aus den Vertragsbeziehungen ergibt sich, dass Unternehmen A das
Lagerrisiko und das Risiko von Produktrückrufen trägt. Unternehmen A
beauftragt Unternehmen C damit, regelmäßige Qualitätskontrollen des
Herstellungsprozesses vorzunehmen. Unternehmen A legt die Ziele der
Qualitätsprüfungen sowie die Informationen fest, die Unternehmen C in
seinem Auftrag sammeln soll. Unternehmen C berichtet direkt an Unter-
nehmen A. Die Analyse der wirtschaftlich relevanten Merkmale zeigt, dass 
Unternehmen A seine Produktrückruf- und Lagerrisiken kontrolliert, indem 
es von seiner Fähigkeit und Befugnis Gebrauch macht, eine Reihe relevanter 
Entscheidungen in Bezug darauf zu treffen, ob und wie Risiken übernommen
und wie auf sie geantwortet werden soll. Daneben verfügt Unternehmen A
über die Fähigkeit, die Funktionen der Risikominderung zu beurteilen,
diesbezügliche Entscheidungen zu treffen und diese Funktionen tatsächlich
auszuüben. Diese Funktionen beinhalten die Bestimmung der Ziele der aus-
gelagerten Tätigkeiten, die Entscheidung zur Beauftragung des betreffenden 
Herstellers und des Unternehmens, das die Qualitätskontrollen durchführt, 
die Beurteilung der ordnungsgemäßen Erfüllung der Ziele und nötigenfalls
die Entscheidung, die Verträge zu ändern oder zu kündigen. 

1.70. Angenommen, ein Anleger beauftragt einen Fondsmanager, auf seine
Rechnung Kapital zu investieren. Je nachdem was zwischen Anleger und
Fondsmanager vereinbart ist, könnte letzterer befugt sein, im Namen des
Anlegers laufende Beteiligungsinvestitionen in einer Weise zu tätigen, die den
Risikopräferenzen des Anlegers entspricht, wobei das Risiko des Wertverlusts
der Anlagen allerdings vom Anleger getragen wird. In einem solchen Fall
kontrolliert der Anleger das Risiko über vier relevante Entscheidungen: die
Entscheidung über seine Risikopräferenzen und somit über die erforderliche 
Diversifizierung der an die verschiedenen Beteiligungen, die Teil des Portfolios
sind, geknüpften Risiken, die Entscheidung, den besagten Fondsmanager zu 
beauftragen (oder den Vertrag mit ihm zu kündigen), die Entscheidung über 
den Umfang der dem Fondsmanager übertragenen Befugnisse und über die 
Ziele, die dieser erreichen soll, sowie die Entscheidung über die Höhe des
Kapitals, das der Fondsmanager für ihn verwalten soll. Darüber hinaus dürfte
der Fondsmanager im Allgemeinen verpflichtet sein, dem Anleger regelmäßig
Bericht zu erstatten, da dieser die Ergebnisse der Tätigkeit des Fondsmanagers
beurteilen möchte. In einem solchen Fall erbringt der Fondsmanager eine
Dienstleistung und managt sein Geschäftsrisiko nach seinen Gesichtspunkten
(z. B. um seine Glaubwürdigkeit zu wahren). Das operationelle Risiko des
Fondsmanagers, einschließlich der Möglichkeit, den Kunden zu verlieren,
unterscheidet sich vom Anlagerisiko seines Kunden. Dies veranschaulicht
die Tatsache, dass ein Anleger, der eine andere Person ermächtigt, für ihn
Tätigkeiten der Risikominderung wahrzunehmen, wie sie vom Fondsmanager 
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ausgeübt werden, die Kontrolle des Anlagerisikos nicht zwangsläufig auf die 
Person überträgt, die diese laufenden Entscheidungen trifft. 

D.1.2.1.1. Erster Schritt: Konkrete Bestimmung der wirtschaftlich 
signifikanten Risiken 

1.71. Es gibt viele Risikodefinitionen, in einem Verrechnungspreiskontext 
ist es jedoch angebracht, das Risiko als den Effekt der Unsicherheit auf die
Ziele der Geschäftstätigkeit zu betrachten. In allen Geschäftstransaktionen
eines Unternehmens, bei jedem Schritt, der zur Nutzung von Geschäftschancen
unternommen wird, jedes Mal, wenn ein Unternehmen Geld ausgibt oder
Einkünfte erwirtschaftet, besteht Unsicherheit und werden Risiken einge-
gangen. Ein Unternehmen dürfte große Aufmerksamkeit auf die Ermittlung 
der Unsicherheitsfaktoren richten, denen es gegenübersteht, wenn es evalu-
iert, ob und wie Geschäftschancen angesichts ihrer inhärenten Risiken ver-
folgt werden sollen, und wenn es geeignete Strategien zur Risikominderung 
entwickelt, die wichtig sind für die Aktionäre, die eine bestimmte Rendite
erzielen wollen. Risiken sind mit Chancen verbunden und haben nicht al-
lein negative Konnotationen; sie sind der Geschäftstätigkeit inhärent, und
Unternehmen entscheiden, welche Risiken sie eingehen wollen, um die
Chance zur Erzielung von Gewinnen zu haben. Nicht gewinnorientierte
Unternehmen gehen Risiken im Zusammenhang mit Geschäftschancen ein, 
ohne eine positive Rendite zu erwarten. Zu negativen Auswirkungen von
Risiken kommt es, wenn die erwarteten günstigen Ergebnisse nicht eintre-
ten. Beispielsweise kann es sein, dass ein Produkt bei den Kunden keine so 
große Nachfrage auslöst wie erwartet. Ein solches Ereignis ist die negative 
Seite der Ungewissheit, die mit Geschäftschancen verbunden ist. Unternehmen
dürften erhebliche Aufmerksamkeit auf die Ermittlung und das Management 
wirtschaftlich signifikanter Risiken richten, um die positiven Erträge zu
maximieren, die durch die Verfolgung der den Risiken gegenüberstehenden 
Chancen erzielt werden können. Dies kann Tätigkeiten zur Festlegung der
Produktstrategie sowie der Methoden umfassen, um das Produkt von ande-
ren zu differenzieren, im steten Wandel begriffene Markttrends zu erken-
nen, politische und soziale Veränderungen zu antizipieren und Nachfrage
zu schaffen. Die Bedeutung eines Risikos hängt von der Wahrscheinlichkeit 
und dem Umfang der potenziellen Verluste oder Gewinne ab, die sich aus
dem Risiko ergeben können. Im Fall einer neuen Eiscremesorte z. B., bei der 
es sich nicht um das einzige Produkt des betreffenden Unternehmens han-
deln dürfte, kann es sein, dass die Kosten der Entwicklung, Einführung und 
Vermarktung gering sind, dass der Erfolg oder Misserfolg des Produkts mit 
keinen großen Reputationsrisiken verbunden ist, solange die Regeln für das 
Geschäftsmanagement befolgt werden, und dass die Entscheidungsfindung
an die lokale oder regionale Geschäftsführung delegiert wurde, die über
Informationen über die geschmacklichen Vorlieben der örtlichen Bevölkerung 
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verfügt. Bahnbrechende Technologien oder innovative medizinische Behand-
lungsmethoden hingegen können das einzige oder wichtigste Produkt eines
Unternehmens sein, können signifikante strategische Entscheidungen in ver-
schiedenen Stadien voraussetzen, erhebliche Investitionskosten verursachen, 
den Ruf des Unternehmens potenziell erheblich verbessern oder im Gegenteil
zerstören und ein zentralisiertes Management erfordern, das für Aktionäre
und andere Unternehmensbeteiligte von großem Interesse ist. 

1.72. Risiken können auf verschiedene Weise kategorisiert werden, ein für 
die Verrechnungspreisanalyse sinnvoller Rahmen ist jedoch die Betrachtung 
der Ursachen der Unsicherheit, die zu den Risiken führt. Die folgende nicht 
erschöpfende Liste von Risikoursachen soll keine Hierarchie der Risiken nahe-
legen. Mit ihr sollen auch keine festen Risikokategorien aufgestellt werden, 
da zwischen den verschiedenen Risiken Überschneidungen bestehen. Sie
soll vielmehr einen Rahmen aufzeigen, der dabei helfen kann sicherzustel-
len, dass bei einer Verrechnungspreisanalyse die Bandbreite verschiedener
Risiken betrachtet wird, die sich aus den kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen der verbundenen Unternehmen sowie dem Umfeld, in dem diese
Beziehungen zum Tragen kommen, ergeben dürften. Dabei wird auf extern 
und auf intern motivierte Risiken Bezug genommen, um die Klärung der
Ursachen der Unsicherheit zu unterstützen. Daraus soll jedoch nicht geschlos-
sen werden, dass extern motivierte Risiken weniger relevant sind, nur weil
sie nicht direkt durch die Geschäftstätigkeit entstehen. Im Gegenteil dürfte
die Fähigkeit eines Unternehmens, externen Risiken entgegenzutreten, auf sie
zu reagieren und sie einzudämmen, eine notwendige Voraussetzung sein, um
wettbewerbsfähig zu bleiben. Wichtig ist, dass die Leitlinien zur Bandbreite 
der möglichen Risiken dabei helfen, wesentliche Risiken konkret zu bestim-
men. Eine ungenaue Beschreibung oder fehlende Differenzierung der Risiken
dient nicht den Zwecken einer Verrechnungspreisanalyse, bei der der tatsäch-
liche Geschäftsvorfall und die tatsächliche Risikoaufteilung zwischen den
Beteiligten abgegrenzt werden sollen. 

a) Strategische oder Marktrisiken. Hierbei handelt es sich großenteils
um externe Risiken, die durch das Wirtschaftsumfeld, politische 
und aufsichtsrechtliche Entwicklungen, Wettbewerb, technischen
Fortschritt oder soziale und ökologische Veränderungen hervor-
gerufen werden. Die Beurteilung solcher Unsicherheitsfaktoren
kann ausschlaggebend für die Definition der Produkte und Märkte
sein, die das Unternehmen anvisiert, sowie für die Fähigkeiten, die
es benötigt, einschließlich Investitionen in immaterielle Werte und
materielle Wirtschaftsgüter sowie in die Talente seiner Mitarbeiter.
Es besteht ein erhebliches Abwärts-, aber auch ein beträchtliches 
Aufwärtspotenzial, wenn das Unternehmen den Effekt der exter-
nen Risiken richtig erkennt, seine Produkte differenziert und sei-
nen Wettbewerbsvorteil kontinuierlich sichert. Beispiele entspre-
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chender Risiken sind Markttrends, neue Absatzregionen und die 
Konzentration von Entwicklungsinvestitionen. 

b) Infrastruktur- oder Geschäftsrisiken. Dazu dürften die Unsicher-
heitsfaktoren im Zusammenhang mit der Geschäftsdurchführung
gehören, was die Wirksamkeit der Verfahren und Vorgänge um-
fassen kann. Der Effekt solcher Risiken ist stark abhängig von der
Art der Tätigkeiten und den Unsicherheitsfaktoren, die das Unter-
nehmen in Kauf zu nehmen bereit ist. Produktionsausfälle können 
in manchen Fällen einen verheerenden Effekt auf die Arbeit oder 
den Ruf des Unternehmens haben und dessen Existenz bedrohen, 
wohingegen ein erfolgreiches Management solcher Risiken den
Ruf des Unternehmens verbessern kann. In anderen Fällen kann es 
vorkommen, dass es einem Unternehmen nicht gelingt, ein Produkt
rechtzeitig auf den Markt zu bringen, die Nachfrage zu decken, 
Kundenvorgaben einzuhalten oder hohen Qualitätsanforderungen
zu genügen, was seiner Wettbewerbsposition und seinem Ansehen
schaden und Unternehmen einen Vorteil verschaffen kann, die 
Konkurrenzprodukte rascher auf den Markt bringen, die Schutz-
phasen, z. B. für Patente, besser zu nutzen wissen oder deren
Management von Lieferkettenrisiken und Qualitätskontrolle
besser ist. Manche Infrastrukturrisiken sind externer Art und 
können Verkehrsverbindungen, politische und soziale Umstände 
oder Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften betreffen, wäh-
rend andere interner Art sind und sich auf die Ausstattung mit
Wirtschaftsgütern und deren Kapazitäten, die Fähigkeiten der
Mitarbeiter, Prozessgestaltung und -umsetzung, Vereinbarungen 
über die Auslagerung von Geschäftstätigkeiten sowie IT-Systeme
beziehen. 

c) Finanzielle Risiken. Alle Risiken dürften sich auf die Finanz-
ergebnisse eines Unternehmens auswirken, es gibt jedoch spezielle
finanzielle Risiken, die mit der Fähigkeit des Unternehmens, seine
Liquidität und seinen Cashflow zu managen, seiner Finanzkraft 
und seiner Kreditwürdigkeit zusammenhängen. Die Unsicherheit
kann extern bedingt sein, z. B. durch wirtschaftliche Schocks
oder Kreditkrisen, kann aber auch intern motiviert sein, durch 
Kontrollen, Investitionsentscheidungen, Kreditbedingungen sowie
als Folge von Infrastruktur- oder operationellen Risiken. 

d) Transaktionsrisiken. Hierzu dürften Preis- und Zahlungsbedin-
gungen von geschäftlichen Transaktionen im Zusammenhang
mit der Lieferung von Waren bzw. Wirtschaftsgütern oder der
Erbringung von Dienstleistungen gehören. 
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e) Unfall- und Katastrophenrisiken. Dies dürfte externe negativ
wirkende Ereignisse umfassen, die Schäden oder Verluste ver-
ursachen, einschließlich von Unfällen und Naturkatastrophen.
Solche Risiken können häufig durch Versicherungen eingedämmt
werden, eine Versicherung deckt jedoch möglicherweise nicht den
gesamten potenziellen Schaden, vor allem wenn der Betrieb oder
der Ruf des Unternehmens erheblich beeinträchtigt werden. 

1.73. Die Bestimmung der wirtschaftlichen Bedeutung eines Risikos sowie
der Art und Weise, wie sich dieses Risiko auf den Preis eines Geschäftsvorfalls 
zwischen verbundenen Unternehmen auswirken kann, ist Teil der allgemeine-
ren Funktionsanalyse, bei der untersucht wird, wie der multinationale Konzern
Wert schöpft, welche Tätigkeiten es ihm erlauben, seine Gewinne zu sichern, 
und welches die wirtschaftlich relevanten Merkmale des Geschäftsvorfalls 
sind. Die Risikoanalyse hilft auch bei der Bestimmung der Vergleichbarkeit 
nach den Leitlinien von Kapitel III. Wenn potenzielle Vergleichswerte ermit-
telt werden, ist es zweckmäßig zu bestimmen, ob sie den gleichen Grad an
Risiken und Risikomanagement beinhalten. Die wirtschaftliche Bedeutung
von Risiken kann anhand der folgenden beiden Fälle veranschaulicht werden. 

1.74. Im ersten Fall verkauft der multinationale Konzern Heizöl an Ver-
braucher. Die Analyse der wirtschaftlich signifikanten Merkmale ergibt,
dass das Produkt nicht differenziert, der Markt wettbewerbsbestimmt und 
die Marktgröße vorhersehbar ist und die Beteiligten „Preisnehmer“ sind,
d. h. den gegebenen Preis hinnehmen müssen. Unter solchen Umständen
können die Möglichkeiten zur Beeinflussung der Gewinnmargen begrenzt
sein. Die Kreditbedingungen, die durch die Pflege der Beziehungen zu den 
Öllieferanten erzielt werden, finanzieren das Betriebskapital und sind für die 
Gewinnspanne des Verkäufers entscheidend. Der Effekt des Risikos auf die 
Kapitalkosten ist daher signifikant im Kontext der Art und Weise, wie für die
Vertriebsfunktion Wert geschöpft wird. 

1.75. Im zweiten Fall kauft ein multinationales Spielzeug-Einzelhandels-
unternehmen eine breite Palette von Produkten bei einer Reihe unabhängiger
Hersteller ein. Der Großteil der Umsätze wird in den letzten beiden Monaten 
des Kalenderjahres erzielt, und ein signifikantes Risiko ist an die strategische
Ausrichtung der Einkaufsfunktion und daran geknüpft, dass Trends richtig
eingeschätzt und Produkte eingekauft werden, die sich gut verkaufen wer-
den, und dies in den richtigen Mengen. Trends und Produktnachfrage kön-
nen je nach Markt unterschiedlich ausfallen, und so bedarf es Fachwissen,
um zu beurteilen, was sich auf dem jeweiligen Markt am besten verkau-
fen wird. Der Effekt des Einkaufsrisikos kann verstärkt werden, wenn das 
Einzelhandelsunternehmen für ein bestimmtes Produkt mit dem Hersteller 
eine Exklusivitätsphase vereinbart. 
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1.76. Bei der Kontrolle über ein bestimmtes Risiko in einem Geschäftsvorfall 
geht es um die Entscheidungsfindung der am Geschäftsvorfall beteiligten
Unternehmen hinsichtlich des konkreten aus dem Geschäftsvorfall resultieren-
den Risikos. Dies heißt jedoch nicht, dass in einem multinationalen Konzern 
nicht noch andere Personen an der Festlegung der allgemeinen Regeln be-
teiligt sein können, die für die Übernahme und Kontrolle der konkreten in
einem Geschäftsvorfall ermittelten Risiken relevant sein können, wobei die 
Festlegung dieser Regeln an sich nicht die Entscheidungsfindung darstellt.
Der Aufsichtsrat und der Vorstand des Konzerns können beispielsweise die
Höhe der Risiken festlegen, die der Konzern zur Erreichung seiner geschäft-
lichen Ziele insgesamt einzugehen bereit ist, und den Kontrollrahmen für
die Verwaltung und Meldung der Risiken seiner Geschäftstätigkeit vorgeben.
Die Geschäftsleitung einzelner Geschäftsbereiche, operativer Unternehmen
und funktionaler Abteilungen kann Risiken ermitteln und den entsprechen-
den geschäftlichen Chancen gegenüberstellen und geeignete Kontrollen
und Verfahren zur Bewältigung der Risiken und zur Beeinflussung der
Risikoentwicklung im täglichen Geschäftsbetrieb einrichten. Die Verfolgung
der Geschäftschancen durch die operativen Unternehmen setzt ein laufen-
des Management des Risikos voraus, dass die für die Chance bereitgestellten 
Ressourcen nicht die erwartete Rendite bringen. Das in einem Liefergeschäft 
zwischen zwei verbundenen Unternehmen bestehende Risiko im Zusammen-
hang mit den Lagerbeständen an Endprodukten kann beispielsweise von dem 
Beteiligten kontrolliert werden, der über die Fähigkeit zur Festlegung der
Produktionsvolumen verfügt und die entsprechenden Entscheidungen auch
trifft. Die Art und Weise, wie das Lagerrisiko in einem Geschäftsvorfall zwi-
schen zwei verbundenen Unternehmen gehandhabt wird, kann Gegenstand
eines andernorts stattfindenden Prozesses zur Festlegung von Regeln bezüg-
lich der Gesamthöhe des Betriebskapitals, das in Lagerbeständen gebunden 
sein darf, oder einer Koordination der zur Verwirklichung der strategischen 
Ziele angemessenen Mindesthöhe der Lagerbestände auf den verschiedenen 
Märkten sein. Dieser allgemeine Prozess der Aufstellung von Regeln kann
jedoch nicht als Entscheidung über die Übernahme, Abgabe, Ablehnung oder
Verringerung des konkreten Lagerrisikos im Beispiel des Liefergeschäfts in 
diesem Absatz betrachtet werden. 

D.1.2.1.2. Zweiter Schritt: Die vertragliche Risikoübernahme 
1.77. Die Identität des oder der Beteiligten, die die Risiken übernehmen,
kann in schriftlichen Verträgen zwischen den Unternehmen festgelegt sein, 
die an dem Geschäftsvorfall beteiligt sind, der die betreffenden Risiken
mit sich bringt. In einem schriftlichen Vertrag ist in der Regel eine von den 
Beteiligten beabsichtigte Risikoübernahme festgelegt. Manche Risiken können
mit den vertraglichen Vereinbarungen ausdrücklich übernommen werden.
Ein Vertriebsunternehmen kann beispielsweise vertraglich das Delkredere-, 
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das Lager- und das Kreditrisiko übernehmen, das mit den Verkäufen des
Vertriebsunternehmens an unabhängige Kunden verbunden ist. Andere Risi-
ken können implizit übernommen werden. Beispielsweise können vertragliche
Vereinbarungen, die eine unbedingte Vergütung für einen der Beteiligten
vorsehen, die Ergebnisse bestimmter Risiken, einschließlich unerwarteter
Gewinne oder Verluste, implizit dem anderen Beteiligten zuweisen. 
1.78. Eine vertragliche Risikoübernahme ist eine ex ante eingegangene
Vereinbarung, einen Teil oder die Gesamtheit der potenziellen Kosten im
Zusammenhang mit den ex post eintretenden negativen Folgen eines Risikos 
zu übernehmen im Gegenzug für einen Teil oder die Gesamtheit der potenziel-
len Gewinne im Zusammenhang mit den ex post eintretenden positiven Folgen
dieses Risikos. Die vertragliche Ex-ante-Übernahme eines Risikos sollte ins-
besondere klare Evidenz dafür liefern, dass die Verpflichtung zur Übernahme
des Risikos vor Eintreten seiner Folgen eingegangen wurde. Solche Evidenz ist
ein sehr wichtiger Bestandteil der von der Steuerverwaltung durchgeführten 
Verrechnungspreisanalyse der Risiken in kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen, da eine von der Steuerverwaltung durchgeführte Prüfung in der
Praxis möglicherweise erst Jahre, nachdem die entsprechenden Entscheidungen
von den verbundenen Unternehmen getroffen wurden, wenn die Ergebnisse 
bereits bekannt sind, stattfindet. Die unterstellte Übernahme eines Risikos 
durch verbundene Unternehmen, wenn der Ausgang des Risikos gewiss ist, 
stellt per definitionem keine Risikoübernahme dar, weil kein Risiko mehr
besteht. Desgleichen können Ex-post-Neuzuordnungen von Risiken durch die
Steuerverwaltung, wenn der Risikoausgang gewiss ist, unangemessen sein,
sofern sie sich nicht auf andere Stellen dieser Leitlinien und insbesondere 
Abschnitt D.1.2.1 gründet. 
1.79. Es ist in wirtschaftlicher Hinsicht neutral, ein Risiko im Gegenzug
für höhere (niedrigere) voraussichtliche nominale Einkünfte zu übernehmen 
(abzugeben), solange der Kapitalwert beider Optionen identisch ist. Zwischen
voneinander unabhängigen Unternehmen kann der Verkauf eines riskanten
ertragbringenden Vermögenswerts z. B. teilweise Ausdruck der Präferenz des
Verkäufers für ein niedrigeres, aber sichereres Einkommen sein, wofür er auf
die Möglichkeit der höheren voraussichtlichen nominalen Einkünfte verzichtet,
die er beziehen könnte, wenn er den Vermögenswert stattdessen behalten und
nutzen würde. In einer Vereinbarung ohne Rückgriffsmöglichkeit über die
Abtretung von Forderungen (Factoring) zwischen unabhängigen Unternehmen
beispielsweise diskontiert der Verkäufer den Nominalwert seiner Forderungen
im Gegenzug für eine feste Zahlung und akzeptiert so einen geringeren Ertrag,
hat damit aber die Volatilität reduziert und Risiken abgegeben. Beim Factor 
handelt es sich häufig um ein spezialisiertes Unternehmen, das in der Lage
ist, zu entscheiden, ein Risiko zu übernehmen, und zu entscheiden, wie auf 
dieses Risiko zu reagieren ist, insbesondere indem es Risiken diversifiziert und
über die funktionalen Fähigkeiten verfügt, das Risiko zu begrenzen und mit 
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der Chance einen Gewinn zu erzielen. Keiner der Beteiligten rechnet damit, 
aufgrund der Vereinbarung schlechter gestellt zu sein, vor allem deshalb, weil
die Beteiligten aufgrund ihrer Fähigkeiten in Bezug auf das jeweilige Risiko 
unterschiedliche Risikopräferenzen haben. Der Factor ist besser in der Lage, 
das Risiko zu managen als der Verkäufer, und so können für beide Seiten an-
nehmbare Bedingungen vereinbart werden. 
1.80. Daraus kann jedoch nicht geschlossen werden, dass alle vertraglichen
Vereinbarungen zwischen verbundenen Unternehmen, in denen potenziell
höhere Einkünfte gegen niedrigere, aber weniger riskante Einkünfte ge-
tauscht werden, automatisch fremdvergleichskonform sind. Die übrigen in
diesem Abschnitt dargelegten Schritte befassen sich mit den erforderlichen
Informationen, um zu bestimmen, wie die verbundenen Unternehmen in
Bezug auf die Übernahme und das Management von Risiken vorgehen, was 
zur sachgerechten Abgrenzung des tatsächlichen Geschäftsvorfalls in Bezug 
auf die Risiken führt. 
1.81. Die Übernahme von Risiken hat einen erheblichen Effekt auf die 
Bestimmung des fremdüblichen Preises zwischen verbundenen Unternehmen,
und es sollte nicht angenommen werden, dass allein die in den vertraglichen 
Vereinbarungen getroffenen Preisabmachungen darüber entscheiden, welcher
Beteiligte die Risiken übernimmt. Daher kann aus der Tatsache, dass der
zwischen verbundenen Unternehmen für Waren oder Dienstleistungen gezahlte
Preis auf einem bestimmten Niveau oder unter Bezugnahme auf eine bestimmte
Gewinnspanne angesetzt ist, nicht geschlossen werden, dass die Risiken von 
diesen verbundenen Unternehmen auf eine bestimmte Weise getragen werden.
Zum Beispiel kann ein Produktionsunternehmen behaupten, gegenüber dem 
Risiko von Schwankungen der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffpreise abgesichert
zu sein, weil es von einem anderen Konzernunternehmen auf einer Basis 
vergütet wird, die seinen tatsächlichen Kosten Rechnung trägt. Aus dieser
Behauptung ergibt sich, dass dieses andere Unternehmen das Risiko trägt.
Die Form der Vergütung kann keine unangemessenen Risikozuordnungen
bedingen. Es ist die Art und Weise, wie die Beteiligten die Risiken tatsächlich
managen und kontrollieren, die in den weiteren Schritten des Verfahrens der 
Risikoanalyse bestimmt wird, die für die Übernahme der Risiken durch die 
Beteiligten entscheidend und die folglich ausschlaggebend für die Auswahl
der am besten geeigneten Verrechnungspreismethode ist. 

D.1.2.1.3. Dritter Schritt: Funktionsanalyse in Bezug auf die Risiken 

1.82. In diesem Schritt werden die risikobezogenen Funktionen der verbun-
denen Unternehmen untersucht, die am Geschäftsvorfall beteiligt sind. Die
Analyse liefert Informationen dazu, wie die verbundenen Unternehmen in
Bezug auf die Übernahme und das Management der konkreten wirtschaftlich
signifikanten Risiken vorgehen und insbesondere welches bzw. welche 
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Unternehmen Kontroll- und Risikominderungsfunktionen ausüben, welches 
bzw. welche Unternehmen die positiven oder negativen Konsequenzen des
Risikoeintritts tragen und welches bzw. welche Unternehmen über die finan-
zielle Kapazität verfügen, die Risiken zu übernehmen. Dieser Schritt wird
durch die folgenden Beispiele veranschaulicht; die Schlussfolgerungen aus
diesen Beispielen werden nachstehend in Abschnitt D.1.2 gezogen. 

Beispiel 1 
1.83. Unternehmen A möchte eine Entwicklungschance verfolgen und be-
auftragt ein spezialisiertes Unternehmen, Unternehmen B, einen Teil der For-
schungsarbeiten in seinem Namen durchzuführen. Im ersten Schritt wurde das
Entwicklungsrisiko in diesem Geschäftsvorfall als wirtschaftlich signifikant 
erkannt, und im zweiten Schritt wurde festgestellt, dass Unternehmen A dem
Vertrag zufolge das Entwicklungsrisiko übernimmt. Die Funktionsanalyse
im dritten Schritt zeigt, dass Unternehmen A sein Entwicklungsrisiko kon-
trolliert, indem es von seiner Fähigkeit und Befugnis Gebrauch macht, eine 
Reihe relevanter Entscheidungen über das Ob und Wie der Übernahme des
Entwicklungsrisikos zu treffen. Dies umfasst die Entscheidung, einen Teil
der Entwicklungsarbeiten selbst durchzuführen, die Entscheidung, ein spe-
zialisiertes Unternehmen hinzuzuziehen, die Entscheidung, das betreffende 
Forschungsunternehmen zu beauftragen, die Entscheidung über die Art der 
Forschungsarbeiten, die durchgeführt werden sollen, und die damit zu ver-
wirklichenden Ziele sowie die Entscheidung über den Unternehmen B zur
Verfügung gestellten Etat. Unternehmen A verringert sein Risiko, indem es 
Maßnahmen zur Auslagerung von Entwicklungstätigkeiten an Unternehmen B
ergreift, das die laufende Verantwortung für die Durchführung der For-
schungsarbeiten unter der Kontrolle von Unternehmen A übernimmt.
Unternehmen B berichtet an Unternehmen A in bestimmten Stadien, und 
Unternehmen A beurteilt die erzielten Entwicklungsfortschritte und ob
die jeweils gesetzten Ziele erreicht wurden und entscheidet, ob sich die
Investitionen in das Projekt im Licht dieser Beurteilung weiterhin lohnen.
Unternehmen A verfügt über die finanzielle Kapazität, das Risiko zu tragen. 
Unternehmen B ist nicht in der Lage, das Entwicklungsrisiko zu beurteilen, 
und trifft keine Entscheidungen über die Tätigkeiten von Unternehmen A.
Das Risiko von Unternehmen B besteht hauptsächlich darin sicherzustellen, 
dass es seine Forschungstätigkeiten kompetent durchführt, und es macht von 
seiner Fähigkeit und Befugnis Gebrauch, dieses Risiko durch Entscheidungen
über die von ihm benötigten Verfahren, Kenntnisse und Vermögenswerte
zu kontrollieren. Das von Unternehmen B übernommene Risiko unterschei-
det sich von dem Entwicklungsrisiko, das Unternehmen A im Rahmen des
Vertrags übernimmt und das der Evidenz der Funktionsanalyse zufolge von 
Unternehmen A kontrolliert wird. 
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Beispiel 2 
1.84. Unternehmen B stellt Produkte für Unternehmen A her. Im ersten 
Schritt wurden das Kapazitätsauslastungs- und das Lieferkettenrisiko als in 
diesem Geschäftsvorfall wirtschaftlich signifikant erkannt, und im zweiten
Schritt wurde festgestellt, dass Unternehmen A diese Risiken dem Vertrag
nach übernimmt. Die Funktionsanalyse im dritten Schritt liefert Evidenz
dafür, dass Unternehmen B seine Produktionsanlage entsprechend den Vor-
gaben von Unternehmen A gebaut und ausgerüstet hat, dass die Produkte
entsprechend technischen Anforderungen und Designs hergestellt werden,
die von Unternehmen A stammen, dass das Produktionsvolumen von Unter-
nehmen A festgelegt wird und dass Unternehmen A die Lieferkette organi-
siert, einschließlich der Beschaffung von Bauteilen sowie Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffen. Unternehmen A führt zudem regelmäßige Qualitätskontrollen
des Herstellungsprozesses durch. Unternehmen B baut die Produktionsanlage,
stellt kompetentes Produktionspersonal ein und schult es und bestimmt die
Produktionsplanung auf der Basis der von Unternehmen A festgelegten
Produktionsvolumen. Obwohl Unternehmen B Festkosten entstanden sind, 
verfügt es über keine Möglichkeit, die Risiken im Zusammenhang mit der
Amortisierung dieser Kosten durch die Festlegung der Verteilung der Fest-
kosten auf verschiedene Produktionseinheiten zu kontrollieren, da Unter-
nehmen A die Produktionsvolumen festlegt. Unternehmen A entscheidet auch
über erhebliche Kosten im Zusammenhang mit Bauteilen, Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffen sowie der Versorgungssicherheit. Die Evaluierung der Evidenz
ergibt, dass Unternehmen B Fertigungsleistungen erbringt. Signifikante
Risiken im Zusammenhang mit der Erwirtschaftung eines Ertrags aus den
Fertigungstätigkeiten werden von Unternehmen A kontrolliert. Unternehmen B
kontrolliert das Risiko, dass es ihm nicht gelingt, die Leistungen kompetent 
zu erbringen. Beide Unternehmen verfügen über die finanzielle Kapazität,
ihre jeweiligen Risiken zu tragen. 

Beispiel 3 
1.85. Unternehmen A hat das Eigentum an einem materiellen Wirtschaftsgut
erworben und schließt Verträge über die Nutzung dieses Wirtschaftsguts mit 
unabhängigen Kunden ab. In Schritt 1 wurde die Auslastung des materiellen 
Wirtschaftsguts, d. h. das Risiko, dass nicht genügend Nachfrage nach die-
sem Wirtschaftsgut besteht, um die Unternehmen A entstandenen Kosten
zu decken, als ein wirtschaftlich signifikantes Risiko erkannt. Im zweiten
Schritt wurde festgestellt, dass Unternehmen A einen Dienstleistungsvertrag 
mit einem anderen Konzernunternehmen, Unternehmen C, hat; der Vertrag 
befasst sich nicht mit der Übernahme des Auslastungsrisikos des Eigentümers
des materiellen Wirtschaftsguts, Unternehmen A. Die Funktionsanalyse im
dritten Schritt liefert Evidenz dafür, dass ein anderes Konzernunternehmen, 
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Unternehmen B, entscheidet, dass Investitionen in das Wirtschaftsgut in
Anbetracht der erwarteten Geschäftschancen, die Unternehmen B ermittelt 
und evaluiert hat, sowie der erwarteten Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts 
sinnvoll sind; Unternehmen B macht Vorgaben für das Wirtschaftsgut und
die einzigartigen Merkmale, die es besitzen muss, um den Geschäftschancen 
gerecht zu werden, und sorgt dafür, dass das Wirtschaftsgut im Einklang
mit diesen Spezifikationen konstruiert wird und dass Unternehmen A es
erwirbt. Unternehmen C entscheidet, wie das Wirtschaftsgut genutzt wer-
den soll, vermarktet die Kapazitäten des Wirtschaftsguts an konzern-
fremde Kunden, handelt die Verträge mit diesen konzernfremden Kunden
aus und gewährleistet, dass das Wirtschaftsgut an die konzernfremden
Kunden geliefert und sachgemäß installiert wird. Obwohl Unternehmen A
der rechtliche Eigentümer des Wirtschaftsguts ist, übt es keine Kontrolle
über das an das materielle Wirtschaftsgut geknüpfte Investitionsrisiko aus,
da ihm jede Fähigkeit fehlt, darüber zu entscheiden, ob in das betreffende
Wirtschaftsgut investiert werden soll sowie ob und wie seine Investition ge-
schützt werden soll, einschließlich ob das Wirtschaftsgut veräußert werden
soll. Obwohl es der Eigentümer des Wirtschaftsguts ist, übt Unternehmen A 
keine Kontrolle über das Auslastungsrisiko aus, da ihm jede Fähigkeit fehlt, 
zu entscheiden, ob und wie das Wirtschaftsgut verwertet werden soll. Es
verfügt nicht über die Fähigkeit, die Aktivitäten der Risikominderung, die
andere Konzernunternehmen durchführen, zu beurteilen und diesbezügliche 
Entscheidungen zu treffen. Stattdessen werden die Risiken im Zusammen-
hang mit der Investition in das Wirtschaftsgut und dessen Verwertung unter 
Steigerung der Aufwärtsrisiken und Begrenzung der Abwärtsrisiken von 
den anderen Konzernunternehmen kontrolliert. Unternehmen A hat nicht die 
Kontrolle über die wirtschaftlich signifikanten Risiken im Zusammenhang mit
der Investition in das Wirtschaftsgut und mit dessen Verwertung. Der funk-
tionale Beitrag des rechtlichen Eigentümers des Wirtschaftsguts beschränkt 
sich auf die Bereitstellung der Finanzmittel in Höhe eines Betrags, der den
Kosten des Wirtschaftsguts entspricht. Die Funktionsanalyse liefert allerdings
auch Evidenz dafür, dass Unternehmen A keine Fähigkeit und Befugnis be-
sitzt, das Risiko von Investitionen in einen finanziellen Vermögenswert zu
kontrollieren. Unternehmen A besitzt weder die Fähigkeit, Entscheidungen
über die Nutzung oder Nichtnutzung der Finanzierungsmöglichkeit zu treffen,
noch die Fähigkeit, Entscheidungen darüber zu treffen, ob und wie auf die
Risiken im Zusammenhang mit der Finanzierungsmöglichkeit reagiert werden
soll. Unternehmen A übt keine Funktionen zur Evaluierung der Finanzie-
rungsmöglichkeit aus, untersucht nicht die angemessene Risikoprämie und
andere Fragen, um den angemessenen Preis für die Finanzierungsmöglichkeit
zu bestimmen, und evaluiert auch nicht, was der geeignete Schutz für sein
Finanzierungsinstrument ist. Unternehmen A, B und C verfügen alle über die
finanzielle Kapazität, ihre jeweiligen Risiken zu tragen. 
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D.1.2.1.4. Vierter Schritt: Interpretation der Schritte 1 bis 3 

1.86. Im zweiten und dritten Schritt geht es um die Sammlung von Infor-
mationen in Bezug auf die Übernahme und das Management von Risiken
im konzerninternen Geschäftsvorfall. Der nächste Schritt besteht darin, die 
Informationen aus den Schritten 1 bis 3 zu interpretieren und zu bestimmen, 
ob die vertragliche Risikoübernahme mit dem Verhalten der Beteiligten und 
den anderen Gegebenheiten des Einzelfalls übereinstimmt, wozu analysiert
wird, i) ob die verbundenen Unternehmen die Vertragsbedingungen nach den
Prinzipien von Abschnitt D.1.1 einhalten und ii) ob der Beteiligte, der die
Risiken übernimmt, gemäß der Analyse unter i die Kontrolle über die Risiken
ausübt und die finanzielle Kapazität besitzt, die Risiken zu tragen. 

1.87. Die Bedeutung des vierten Schritts hängt davon ab, was dabei fest-
gestellt wird. In den in Beispiel 1 und 2 beschriebenen Situationen dürfte
dieser Schritt einfach durchzuführen sein. Wenn ein Beteiligter, der ein
Risiko vertraglich übernimmt, diese vertragliche Risikoübernahme in seinem 
Verhalten umsetzt und zudem sowohl die Kontrolle über das Risiko ausübt als 
auch die finanzielle Kapazität besitzt, das Risiko zu tragen, sind keine weite-
ren Analysen über Schritt 4i und 4ii hinaus nötig, um die Risikoübernahme 
zu bestimmen. Die Unternehmen A und B in beiden Beispielen erfüllen die 
Bedingungen, die in den Verträgen festgelegt sind, und üben die Kontrolle
über die Risiken, die sie im Rahmen des Geschäftsvorfalls übernehmen, durch 
ihre finanzielle Kapazität unterstützt, aus. Folglich sind die Anforderungen 
von Schritt 4ii erfüllt, und es besteht keine Notwendigkeit, Schritt 5 durch-
zuführen, sodass als Nächstes Schritt 6 folgt. 

1.88. Im Einklang mit der Erörterung bezüglich der Vertragsbedingungen 
(vgl. Abschnitt D.1.1) sollte in Schritt 4i untersucht werden, ob das Verhalten 
der Beteiligten mit der in den schriftlichen Verträgen vereinbarten Risiko-
übernahme übereinstimmt oder ob die Vertragsbedingungen nicht eingehalten
wurden oder unvollständig sind. Falls zwischen den risikobezogenen Vertrags-
bedingungen und dem Verhalten der Beteiligten Abweichungen bestehen, die
wirtschaftlich signifikant sind und von fremden Dritten bei der Preisfindung 
berücksichtigt würden, wenn der Geschäftsvorfall zwischen ihnen stattfände,
sollte das Verhalten der Beteiligten, im Kontext der konsistenten Vertrags-
bedingungen, im Allgemeinen als die beste Evidenz hinsichtlich der Absichten
der Beteiligten in Bezug auf die Risikoübernahme betrachtet werden. 

1.89. Nehmen wir das Beispiel eines Fertigungsunternehmens, dessen
funktionale Währung der US-Dollar ist und das Waren an ein verbundenes
Vertriebsunternehmen in einem anderen Staat verkauft, dessen funktionale 
Währung der Euro ist, wobei im schriftlichen Vertrag festgelegt ist, dass das 
Vertriebsunternehmen alle Wechselkursrisiken in Bezug auf diesen konzern-
internen Geschäftsvorfall übernimmt. Wenn das Fertigungsunternehmen dem 
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Vertriebsunternehmen den Preis für die Waren jedoch über einen längeren Zeit-
raum in Euro, der Währung des Vertriebsunternehmens, in Rechnung stellt, 
dann decken sich Aspekte der schriftlichen Vertragsbedingungen nicht mit
den tatsächlichen kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen zwischen 
den Beteiligten. Die Risikoübernahme im Geschäftsvorfall sollte anhand des 
tatsächlichen Verhaltens der Beteiligten im Kontext der Vertragsbedingungen
anstatt anhand von Aspekten der schriftlichen Vertragsbedingungen, die in 
der Praxis nicht umgesetzt werden, bestimmt werden. Das Prinzip kann durch
Beispiel 7 im Anhang zu Kapitel VI weiter veranschaulicht werden, wo eine 
Unstimmigkeit zwischen der vertraglich vereinbarten Risikoübernahme
und dem Verhalten der Beteiligten, wie es in der Übernahme der Kosten im 
Zusammenhang mit den negativen Folgen des Risikos offensichtlich wird,
besteht. 

1.90. In Schritt 4ii sollte bestimmt werden, ob der Beteiligte, der dem
Vertrag nach das Risiko übernimmt – wobei zu berücksichtigen ist, ob die
Vertragsbedingungen Schritt 4i zufolge im Verhalten der Beteiligten Um-
setzung finden –, das Risiko kontrolliert und über die finanzielle Kapazität 
verfügt, das Risiko zu tragen. Wenn die gesamte Situation dieselbe ist wie
in Beispiel 1, außer dass der Vertrag zwischen Unternehmen A und Unter-
nehmen B das Entwicklungsrisiko Unternehmen B zuweist, und wenn es
Schritt 4i zufolge keine Evidenz aus dem Verhalten der Beteiligten gibt, die da-
rauf hindeuten würde, dass die vertragliche Risikoaufteilung nicht eingehalten
wird, dann übernimmt Unternehmen B vertraglich das Entwicklungsrisiko, 
wobei jedoch Tatsache bleibt, dass Unternehmen B nicht die Fähigkeit besitzt,
das Entwicklungsrisiko zu evaluieren, und keine Entscheidungen über die
Tätigkeiten von Unternehmen A trifft. Unternehmen B hat keine Entschei-
dungsfunktion, die ihm gestatten würde, das Entwicklungsrisiko durch Ent-
scheidungen zu kontrollieren, die sich auf das Ergebnis dieses Risikos aus-
wirken. Laut den Informationen in Beispiel 1 wird das Entwicklungsrisiko
von Unternehmen A kontrolliert. Die Feststellung, dass der Beteiligte, der
das Risiko übernimmt, nicht der Beteiligte ist, der das Risiko kontrolliert,
bedeutet, dass im Rahmen von Schritt 5 weitere Untersuchungen durchgeführt
werden müssen. 

1.91. Wenn die in Beispiel 2 beschriebene Situation unverändert bleibt,
außer dass im Vertrag zwar festgelegt ist, dass Unternehmen A die Liefer-
kettenrisiken übernimmt, Unternehmen B von Unternehmen A aber nicht 
entschädigt wird, wenn es nicht gelingt, entscheidende Bauteile rechtzeitig
zu beschaffen, dann ergibt die Analyse in Schritt 4i, dass die vertragliche
Risikoübernahme in Bezug auf dieses Lieferkettenrisiko in der Praxis nicht 
eingehalten wurde, sodass Unternehmen B in Wirklichkeit die negativen
Konsequenzen dieses Risikos trägt. Den Informationen in Beispiel 2 zufolge 
hat Unternehmen B keine Kontrolle über das Lieferkettenrisiko, wohingegen 
Unternehmen A diese Kontrolle ausübt. Somit übt der Beteiligte, der gemäß 
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der Analyse in Schritt 4i das Risiko übernimmt, Schritt 4ii zufolge nicht die 
Kontrolle über dieses Risiko aus, weshalb weitere Untersuchungen in Schritt 5
durchgeführt werden müssen. 

1.92. In der Situation von Beispiel 3 zeigt die Analyse im Rahmen von
Schritt 4i, dass sich die Übernahme des Auslastungsrisikos durch Unter-
nehmen A mit seinen vertraglichen Vereinbarungen mit Unternehmen C
deckt, in Schritt 4ii wird jedoch festgestellt, dass Unternehmen A die Risiken,
die es im Zusammenhang mit der Investition in das Wirtschaftsgut und des-
sen Verwertung übernimmt, nicht kontrolliert. Unternehmen A hat keine
Entscheidungsfunktion, die ihm gestatten würde, seine Risiken durch Ent-
scheidungen zu kontrollieren, die sich auf die Entwicklung der Risiken aus-
wirken. Schritt 4ii zufolge hat der Beteiligte, der das Risiko übernimmt, nicht
die Kontrolle über dieses Risiko, weshalb weitere Untersuchungen in Schritt 5
durchgeführt werden müssen. 

1.93. In manchen Fällen kann die Analyse im dritten Schritt darauf hin-
deuten, dass mehr als ein Unternehmen des betreffenden multinationalen 
Konzerns in der Lage ist, die Kontrolle über ein Risiko auszuüben. Kontrolle 
setzt jedoch sowohl die Fähigkeit zur als auch die funktionale Ausübung der 
Kontrolle über ein Risiko voraus. Wenn also mehr als ein Beteiligter in der 
Lage ist, die Kontrolle auszuüben, das Unternehmen, das das Risiko vertrag-
lich übernimmt (gemäß der Analyse in Schritt 4i), aber der einzige Beteiligte 
ist, der die Kontrolle durch Fähigkeit und funktionale Ausübung tatsächlich 
wahrnimmt, dann kontrolliert der Beteiligte, der das Risiko vertraglich über-
nimmt, auch das Risiko. 

1.94. In manchen Fällen kann es außerdem sein, dass mehr als eines der am 
Geschäftsvorfall beteiligten Unternehmen die Kontrolle über ein bestimmtes 
Risiko ausübt. Wenn das verbundene Unternehmen, das das Risiko (gemäß 
der Analyse in Schritt 4i) übernimmt, dieses Risiko im Einklang mit den unter
Ziffer 1.65–1.66 formulierten Anforderungen kontrolliert, muss in Schritt 4ii 
nur noch untersucht werden, ob das Unternehmen die finanzielle Kapazität be-
sitzt, das Risiko zu tragen. Ist dies der Fall, dann hat die Tatsache, dass andere
verbundene Unternehmen ebenfalls die Kontrolle über dieses Risiko ausüben,
keine Auswirkungen auf die Übernahme des Risikos durch das erstgenannte 
Unternehmen und Schritt 5 muss nicht durchgeführt werden. 

1.95. Wenn mindestens zwei am Geschäftsvorfall beteiligte Unternehmen
ein bestimmtes Risiko (wie in Schritt 4i analysiert) übernehmen und wenn sie
dieses Risiko zudem gemeinsam kontrollieren und jedes von ihnen über die fi-
nanzielle Kapazität verfügt, seinen Teil des Risikos zu tragen, dann sollte diese
Risikoübernahme anerkannt werden. Zu den Beispielen hierfür gehört die
vertragliche Übernahme von Entwicklungsrisiken in einem Geschäftsvorfall,
bei dem die Unternehmen vereinbaren, die Kosten der Schaffung eines neuen
Produkts gemeinsam zu tragen. 
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1.96. Wenn festgestellt wird, dass das verbundene Unternehmen, das
das Risiko gemäß der Analyse in Schritt 4i übernimmt, entweder nicht die
Kontrolle über das Risiko ausübt oder nicht über die finanzielle Kapazität
verfügt, das Risiko zu tragen, dann muss die unter Schritt 5 beschriebene
Analyse durchgeführt werden. 

1.97. In Anbetracht der potenziellen Schwierigkeiten, die in manchen Situa-
tionen auftreten können, wenn bestimmt werden soll, ob ein verbundenes 
Unternehmen, das ein Risiko übernimmt, dieses Risiko kontrolliert, sollte das 
Kontrollkriterium als erfüllt betrachtet werden, wenn vergleichbare Risiko-
übernahmen in einem vergleichbaren Fremdgeschäftsvorfall ermittelt werden
können. Um vergleichbar zu sein, müssen bei diesen Risikoübernahmen die 
wirtschaftlich relevanten Merkmale des Geschäftsvorfalls vergleichbar sein. 
Wenn ein solcher Vergleich angestellt wird, ist es besonders wichtig nach-
zuweisen, dass das Unternehmen, das ein vergleichbares Risiko im Fremd-
geschäftsvorfall übernimmt, Risikomanagementfunktionen in Bezug auf die 
Kontrolle dieses Risikos ausübt, die denen vergleichbar sind, die das verbun-
dene Unternehmen ausübt, das das Risiko im konzerninternen Geschäftsvorfall 
trägt. Der Zweck dieses Vergleichs ist es nachzuweisen, dass ein unabhängiges
Unternehmen, das ein Risiko übernimmt, das dem vergleichbar ist, das das 
verbundene Unternehmen übernimmt, auch Risikomanagementfunktionen
ausübt, die denen vergleichbar sind, die das verbundene Unternehmen ausübt. 

D.1.2.1.5. Fünfter Schritt: Risikozuordnung 
1.98. Wenn in Schritt 4ii festgestellt wird, dass das verbundene Unter-
nehmen, das den Schritten 1 bis 4i zufolge das Risiko übernimmt, nicht die 
Kontrolle über das Risiko ausübt oder nicht die finanzielle Kapazität besitzt, 
das Risiko zu tragen, sollte das Risiko dem Unternehmen zugeordnet werden,
das die Kontrolle ausübt und über die finanzielle Kapazität verfügt, das Risiko
zu tragen. Wenn mehrere verbundene Unternehmen ermittelt werden, die die 
Kontrolle ausüben und die finanzielle Kapazität besitzen, das Risiko zu tra-
gen, dann sollte das Risiko dem verbundenen Unternehmen oder der Gruppe 
von verbundenen Unternehmen zugeordnet werden, das oder die am meisten 
Kontrolle ausüben. Die anderen Beteiligten, die Kontrolltätigkeiten ausüben,
sollten angemessen vergütet werden, unter Berücksichtigung der Bedeutung 
der ausgeübten Kontrollfunktionen. 

1.99. Unter außergewöhnlichen Umständen ist es möglich, dass kein verbun-
denes Unternehmen ermittelt werden kann, das sowohl die Kontrolle über das 
Risiko ausübt als auch die finanzielle Kapazität besitzt, das Risiko zu tragen. 
Da es in Geschäftsvorfällen zwischen fremden Dritten kaum zu einer solchen 
Situation kommen dürfte, muss eine gründliche Analyse der Gegebenheiten 
und Umstände des jeweiligen Falls durchgeführt werden, um die Gründe und
Maßnahmen zu ermitteln, die zu dieser Situation geführt haben. Ausgehend 
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von dieser Untersuchung werden die Steuerverwaltungen entscheiden, wel-
che Anpassungen am Geschäftsvorfall vorgenommen werden müssen, damit 
der Geschäftsvorfall zu einem fremdvergleichskonformen Ergebnis führt.
Möglicherweise muss eine Beurteilung der kaufmännischen Rationalität des 
Geschäftsvorfalls auf der Grundlage von Abschnitt D.2 durchgeführt werden. 

D.1.2.1.6. Sechster Schritt: Bestimmung des Preises des Geschäfts-
vorfalls unter Berücksichtigung der Konsequenzen der 
Risikozuordnung 

1.100. Gemäß diesem Abschnitt sollte der Preis für den sachgerecht abge-
grenzten Geschäftsvorfall anschließend entsprechend den Instrumenten und
Methoden, die den Steuerpflichtigen und Steuerverwaltungen zur Verfügung
stehen und die in den folgenden Kapiteln dieser Leitlinien beschrieben sind, 
unter Berücksichtigung der finanziellen und sonstigen Konsequenzen der
Risikoübernahme sowie der Vergütung für das Risikomanagement festgelegt
werden. Der Übernahme eines Risikos sollte ein angemessener voraussicht-
licher Ertrag gegenüberstehen, und Risikominderungsaktivitäten sollten ange-
messen vergütet werden. Folglich hat ein Steuerpflichtiger, der ein Risiko so-
wohl übernimmt als auch Anstrengungen zu seiner Verringerung unternimmt,
Anspruch auf einen höheren voraussichtlichen Ertrag als ein Steuerpflichtiger,
der ein Risiko nur übernimmt oder nur mindert, aber nicht beides tut. 

1.101. In der in Beispiel 1 unter Ziffer 1.83 beschriebenen Situation über-
nimmt und kontrolliert Unternehmen A das Entwicklungsrisiko und sollte
die finanziellen Konsequenzen eines Misserfolgs tragen und die finanziellen 
Konsequenzen eines Erfolgs genießen. Unternehmen B sollte eine angemes-
sene Vergütung für die Durchführung seiner Entwicklungsleistungen erhalten,
unter Einrechnung des Risikos, dass es ihm nicht gelingt, diese Leistungen 
auf kompetente Weise zu erbringen. 

1.102. In der in Beispiel 2 unter Ziffer 1.84 beschriebenen Situation werden 
die signifikanten an die Erwirtschaftung eines Ertrags aus den Fertigungs-
aktivitäten geknüpften Risiken von Unternehmen A kontrolliert, und so sollten
die positiven und negativen Konsequenzen dieser Risiken Unternehmen A
zugeordnet werden. Unternehmen B kontrolliert das Risiko, dass es ihm mög-
licherweise nicht gelingt, die Leistungen kompetent zu erbringen, und seine 
Vergütung sollte diesem Risiko sowie seinen Finanzierungskosten für die
Anschaffung der Produktionsanlage Rechnung tragen. Da die Risiken hin-
sichtlich der Kapazitätsauslastung des Wirtschaftsguts von Unternehmen A 
kontrolliert werden, sollte Unternehmen A das Risiko einer unzureichen-
den Auslastung zugewiesen werden. Das bedeutet, dass die finanziellen
Konsequenzen im Zusammenhang mit dem Eintreten dieses Risikos, ein-
schließlich von nicht amortisierbaren Fixkosten, von Abschreibungen oder
Stilllegungskosten, Unternehmen A zugeordnet werden sollten. 
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1.103. In Beispiel 3 unter Ziffer 1.85 hängen die Konsequenzen der
Risikozuordnung von der Funktionsanalyse in Schritt 3 ab. Unternehmen A 
hat nicht die Kontrolle über die wirtschaftlich signifikanten Risiken im
Zusammenhang mit der Investition in das Wirtschaftsgut und dessen Ver-
wertung, und diese Risiken sollten mit der Kontrolle dieser Risiken durch
die Unternehmen B und C in Einklang gebracht werden. Der funktionale
Beitrag von Unternehmen A beschränkt sich auf die Bereitstellung von
Finanzmitteln in Höhe eines den Kosten des Wirtschaftsguts entsprechenden 
Betrags, welche die Schaffung und Verwertung des Wirtschaftsguts durch
Unternehmen B und C ermöglicht. Die Funktionsanalyse liefert allerdings
auch Evidenz dafür, dass Unternehmen A keine Fähigkeit und Befugnis be-
sitzt, das Risiko von Investitionen in einen finanziellen Vermögenswert zu
kontrollieren. Unternehmen A besitzt weder die Fähigkeit, Entscheidungen
über die Nutzung oder Nichtnutzung der Finanzierungsmöglichkeit zu tref-
fen, noch die Fähigkeit, Entscheidungen darüber zu treffen, ob und wie auf 
die Risiken im Zusammenhang mit der Finanzierungsmöglichkeit reagiert
werden soll. Unternehmen A übt keine Funktionen zur Evaluierung der
Finanzierungsmöglichkeit aus, untersucht nicht die angemessene Risiko-
prämie und andere Fragen, um den angemessenen Preis für die Finanzie-
rungsmöglichkeit zu bestimmen, und evaluiert auch nicht, was der geeignete 
Schutz für sein Finanzierungsinstrument ist. In der in Beispiel 3 beschriebenen
Situation hätte Unternehmen A keinen Anspruch auf mehr als eine risikofreie
Rendite2 als angemessene Messgröße der Gewinne, die es einbehalten darf, da
ihm die Fähigkeit fehlt, die Risiken im Zusammenhang mit einer Investition 
in einen riskanteren finanziellen Vermögenswert zu kontrollieren. Die Risiken
werden dem Unternehmen zugeordnet, das die Kontrolle ausübt und die finan-
zielle Kapazität besitzt, die Risiken im Zusammenhang mit dem finanziellen 
Vermögenswert zu tragen. In der im Beispiel beschriebenen Situation ist dies
Unternehmen B. Unternehmen A kontrolliert nicht das Investitionsrisiko, an 
das eine potenzielle Risikoprämie geknüpft ist. Möglicherweise muss eine
Beurteilung der kaufmännischen Rationalität des Geschäftsvorfalls auf der
Grundlage der Leitlinien in Abschnitt D.2 unter Berücksichtigung der kom-
pletten Gegebenheiten und Umstände des Geschäftsvorfalls durchgeführt
werden. 

1.104. Leitlinien zum Zusammenhang zwischen der Risikoübernahme hin-
sichtlich der Bereitstellung von Finanzmitteln und den operativen Tätigkeiten,
für die die Mittel verwendet werden, liefern die Ziffern 6.60–6.64. Die 
Konzepte, die in diesen Absätzen Ausdruck finden, sind auch auf Investitionen
in andere Vermögenswerte als immaterielle Werte anwendbar. 

2. Unternehmen A könnte potenziell auf weniger als eine risikofreie Rendite 
Anspruch haben, beispielsweise wenn der Geschäftsvorfall nach Abschnitt D.2 
nicht anerkannt würde. 
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1.105. Ein Beteiligter sollte stets angemessen für seine Kontrollfunktionen 
in Bezug auf die Risiken vergütet werden. Üblicherweise ergibt sich die
Vergütung aus den Konsequenzen der Tatsache, ein Risiko zugewiesen zu
bekommen, und deshalb wird der betreffende Beteiligte die positiven Folgen 
genießen können und die negativen Kosten zu tragen haben. In Fällen, in
denen ein Beteiligter zur Kontrolle eines Risikos beiträgt, dieses Risiko jedoch
nicht trägt, könnte eine Vergütung in Form einer nach seinem Anteil an der 
Kontrolle bemessenen Beteiligung an den potenziellen negativen und positiven
Folgen angebracht sein. 

1.106. Der Unterschied zwischen Ex-ante- und Ex-post-Erträgen, der ins-
besondere in Abschnitt D von Kapitel VI erörtert wird, ergibt sich zu einem 
großen Teil aus den Risiken im Zusammenhang mit der Unsicherheit zukünf-
tiger Geschäftsergebnisse. Wie unter Ziffer 1.78 erörtert, sollte die vertragliche
Ex-ante-Übernahme eines Risikos klare Evidenz für die Verpflichtung zur
Übernahme des Risikos vor Eintreten von dessen Folgen liefern. Gemäß den 
in diesem Abschnitt beschriebenen Schritten ist die Verrechnungspreisanalyse
maßgeblich für die sachgerechte Abgrenzung des Geschäftsvorfalls in Bezug
auf die Risiken, einschließlich der Risiken im Zusammenhang mit unerwar-
teten Erträgen. Ein Beteiligter, der diesen Schritten zufolge das Risiko weder
übernimmt noch zur Kontrolle dieses Risikos beiträgt, hat keinen Anspruch 
auf unerwartete Erträge aus diesem Risiko (und kann auch nicht dazu ver-
pflichtet werden, unerwartete Verluste daraus zu tragen). In der Situation
von Beispiel 3 (vgl. Ziffer 1.85) bedeutet dies, dass Unternehmen A weder
unerwartete Gewinne noch unerwartete Verluste zugerechnet werden. Sollte 
das Wirtschaftsgut in Beispiel 3 unerwartet zerstört werden, was zu einem
unerwarteten Verlust führen würde, so würde dieser Verlust demnach für 
Verrechnungspreiszwecke dem bzw. den Unternehmen zugerechnet, die das 
Investitionsrisiko kontrollieren, zur Kontrolle dieses Risikos beitragen und
die finanzielle Kapazität besitzen, dieses Risiko zu tragen, und die Anspruch 
auf unerwartete Gewinne oder Verluste aus dem Wirtschaftsgut haben. Dieses
bzw. diese Unternehmen sind verpflichtet, Unternehmen A die Rendite zu
zahlen, auf die es, wie unter Ziffer 1.103 beschrieben, Anspruch hat. 

D.1.2.2. Risikofreie und risikoangepasste Rendite 
1.107. Dieser Abschnitt von Kapitel I enthält Leitlinien für die Bestimmung
einer risikofreien bzw. einer risikoangepassten Rendite in Situationen, in denen
ein verbundenes Unternehmen nach den Leitlinien in diesem Kapitel und in 
Kapitel VI Anspruch auf eine dieser beiden Renditeformen hat. 
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D.1.2.2.1. Bestimmung einer risikofreien Rendite 
1.108. Wenn die sachgerechte Abgrenzung des tatsächlichen Geschäftsvorfalls
nach den Leitlinien dieses Kapitels ergibt, dass ein Mittelgeber nicht über die 
Fähigkeit verfügt oder nicht die entsprechenden Entscheidungsfunktionen
ausübt, um die an die Investition in einen finanziellen Vermögenswert ge-
knüpften Risiken zu kontrollieren, ist als Orientierungsgröße für die Gewinne,
die er einbehalten darf, nicht mehr als eine risikofreie Rendite angemessen
(vgl. Ziffer 1.103 und zugehörige Fußnote). Bei der Bestimmung dieser risiko-
freien Rendite sollten die Kosten, die dem Mittelgeber durch die Beschaffung
der ausgereichten Mittel entstehen, berücksichtigt werden; der Mittelempfänger
kann dabei – vorbehaltlich der Erfüllung weiterer Bedingungen – einen
Betriebsausgabenabzug im Zusammenhang mit der erhaltenen Finanzierung 
bis zu fremdüblicher Höhe geltend machen. Die Differenz zwischen diesen
beiden Summen ist dem Unternehmen zuzurechnen, das nach den Leitlinien 
dieses Kapitels die Kontrolle über das Investitionsrisiko ausübt. 

1.109. Eine risikofreie Rendite ist der hypothetische Ertrag, der bei einer
Investition ohne Verlustrisiko zu erwarten wäre. In Wirklichkeit gibt es
natürlich keine risikofreie Investition und die Verlässlichkeit der verfügbaren 
Näherungswerte zur Bestimmung einer risikofreien Rendite hängt von den
jeweiligen Gegebenheiten und Umständen ab. 

1.110. Ein in der Praxis sehr gebräuchlicher Ansatz ist, den auf bestimmte 
Staatsschuldtitel gezahlten Zinssatz als Referenzwert für eine risikofreie
Rendite zu nehmen, da das Ausfallrisiko dieser Titel von den Marktteilnehmern 
im Allgemeinen als sehr gering eingestuft wird. Die Leitlinien in diesem
Abschnitt sollen einen Ansatz für Referenzzwecke aufzeigen; sie sollen jedoch
nicht nahelegen, dass zur Ermittlung einer risikofreien Rendite immer ein
bestimmter Staatsschuldtitel verwendet werden sollte. 

1.111. Um das Wechselkursrisiko auszuschalten, sollte der Referenztitel, 
der zur Bestimmung der risikofreien Rendite verwendet wird, in dersel-
ben Währung denominiert sein wie die Zahlungsströme des Investors,
d. h. in dessen funktionaler Währung und nicht in der Währung seines
Ansässigkeitsstaats. Wenn mehrere Staaten Anleihen in derselben Währung 
auflegen, sollte der Staatsschuldtitel mit der niedrigsten Verzinsung als
Referenzgröße für die risikofreie Rendite herangezogen werden, da etwaige 
Zinsunterschiede auf das unterschiedliche Risiko der einzelnen Emittenten 
zurückzuführen sein dürften (vgl. Ziffer 10.33). 

1.112. Ein weiterer wichtiger Aspekt bei der Bestimmung der risikofreien
Rendite ist eine möglichst große zeitliche Übereinstimmung zwischen dem
Referenztitel und dem untersuchten Geschäftsvorfall. Der Referenztitel sollte 
idealerweise zur gleichen Zeit aufgelegt worden sein, zu der auch der betref-
fende konzerninterne Geschäftsvorfall vereinbart wurde, oder eine ähnliche 
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Restlaufzeit aufweisen, um den Effekt von Unterschieden auszuschalten, die 
zwischen zu unterschiedlichen Zeitpunkten aufgelegten Wertpapieren be-
stehen können (vgl. Ziffer 10.32). 

1.113. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Laufzeit des Finanzinstruments.
Die Laufzeit des Referenztitels sollte mit der Laufzeit der Investition überein-
stimmen, da die Laufzeit einer Investition üblicherweise Einfluss auf ihren 
Preis hat. Die Laufzeit der konzerninternen Investition sollte im Rahmen der 
sachgerechten Abgrenzung des tatsächlichen Geschäftsvorfalls bestimmt
werden. Ein Finanzinstrument z. B., das laut den zwischen den Beteiligten
vereinbarten schriftlichen Vertragsbedingungen kurzfristig ist, das aber im-
mer wieder durch ein neues Instrument ersetzt wird, ist je nach den genauen 
Gegebenheiten und Umständen möglicherweise sachgerecht als langfristige 
Anlage abzugrenzen. 

1.114. Wegen Schwierigkeiten bei der konkreten Umsetzung können
praxisorientierte Lösungen zur Schätzung der risikofreien Rendite erwogen 
werden. Beispielsweise sei angenommen, dass Unternehmen A, das einem
multinationalen Konzern angehört, nach den Leitlinien dieses Kapitels für
eine Mittelausreichung mit einer Laufzeit von einem Jahr an ein verbunde-
nes Unternehmen, Unternehmen B, lediglich Anspruch auf eine risikofreie
Rendite hat. Als erster Schritt zur Ermittlung dieser Rendite müsste ein
Schuldtitel gefunden werden, der im Zeitpunkt der Mittelausreichung auf-
gelegt wurde, und zwar in der Währung, die die funktionale Währung von
Unternehmen A ist. Angenommen, die Steuerverwaltung von Staat X, in dem
Unternehmen A ansässig ist, stellt nun fest, dass in der funktionalen Währung
von Unternehmen A drei Staatschuldtitel mit einer Laufzeit von einem Jahr 
aufgelegt wurden, nämlich von Staat X, Staat Y und Staat Z. Staat X hat ein 
Kreditrating von A, Staat Y von B und Staat Z von AA. Die Steuerverwaltung
von Staat X kann ein Mindestkreditrating festlegen, über das ein Emittent
verfügen muss, damit die von ihm aufgelegten Titel als risikofreie, mit dem 
konzerninternen Geschäftsvorfall vergleichbare Anlagen betrachtet werden
können, und ausgehend davon den von Staat Z aufgelegten Schuldtitel als
Referenzgröße für die risikofreie Rendite auswählen, da er von allen zum
Zeitpunkt der Mittelausreichung umlaufenden Staatsschuldtiteln in der be-
treffenden Währung mit einjähriger Laufzeit derjenige ist, der am niedrigsten
verzinst ist. 

1.115. Staatsschuldtitel mit hohem Rating sind nicht die einzigen möglichen
Näherungswerte zur Abbildung risikofreier Renditen; je nach den Gegeben-
heiten und Umständen des Einzelfalls können alternative Größen herange-
zogen werden, z. B. Interbankensätze, Zinsswapsätze oder Reposätze für
Staatsschuldverschreibungen mit hohem Rating. 

1.116. Die risikofreie Rendite kann beispielsweise relevant sein als Bestand-
teil der Berechnung der risikoangepassten Rendite einer Investition oder als 

VERRECHNUNGSPREISLEITLINIEN FÜR MULTINATIONALE UNTERNEHMEN UND STEUERVERWALTUNGEN © OECD 2022 



 

 

  
 

 
   

  
 

   

   

 

  
 

  

 
      

 

  
 

  
 

  
 

  

82 – KAPITEL I: DER FREMDVERGLEICHSGRUNDSATZ 

die Rendite, die einem Investor zuzurechnen ist, der zwar Finanzmittel be-
reitgestellt hat, aber keine Risiken im Zusammenhang mit der Finanzierung 
übernommen hat. 

D.1.2.2.2. Bestimmung einer risikoangepassten Rendite 
1.117. Wie unter Ziffer 6.61 ausgeführt, kann ein Beteiligter, der Finan-
zierungsmittel bereitstellt und die Kontrolle über die finanziellen Risiken im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung der Finanzierungsmittel ausübt, ohne 
andere konkrete Risiken, einschließlich deren Kontrolle, zu übernehmen, im 
Allgemeinen für seine Finanzierung nur eine risikoangepasste Rendite er-
warten. (Vgl. Ziffer 1.85 und 1.103.) 

1.118. Bei der Bestimmung der risikoangepassten Rendite ist es daher
wichtig, das finanzielle Risiko zu bestimmen, das der Mittelgeber mit der
Ausübung seiner Finanzierungstätigkeit übernimmt, und dieses Risiko von
dem operationellen Risiko zu unterscheiden, das der Mittelempfänger über-
nimmt und das an die Nutzung der Mittel, z. B. für die Entwicklung eines
immateriellen Werts, geknüpft ist. Leitlinien zum Zusammenhang zwischen 
der Risikoübernahme hinsichtlich der Bereitstellung von Finanzmitteln und 
hinsichtlich der operativen Tätigkeiten, für die die Mittel verwendet werden, 
können Ziffer 6.60–6.64 entnommen werden. 

1.119. Als Beispiel sei angenommen, dass Unternehmen F einem verbun-
denen Unternehmen, Unternehmen D, das an der Entwicklung eines imma-
teriellen Werts arbeitet, ein Darlehen gewährt. Ferner sei angenommen, dass 
nach den Leitlinien dieses Kapitels festgestellt wird, dass Unternehmen F das
finanzielle Risiko im Zusammenhang mit der Finanzierung der Entwicklung 
des immateriellen Werts kontrolliert, das ihm folglich zugeordnet wird und 
das auch das Risiko umfasst, dass Unternehmen D bei der Entwicklung des 
immateriellen Werts scheitert und nicht in der Lage ist, das Darlehen zurück-
zuzahlen. Unternehmen F übernimmt jedoch nicht das Risiko der Entwick-
lung des immateriellen Werts, das nach der sachgerechten Abgrenzung des 
tatsächlichen Geschäftsvorfalls vollumfänglich von Unternehmen D getragen
wird. Sollten die mit der Nutzung des immateriellen Werts erzielten Resultate
ex post höher (oder niedriger) ausfallen als die Ergebnisse, die ex ante ver-
anschlagt wurden, hätte Unternehmen F demnach keinen Anspruch auf diese
Differenz, sondern nur auf eine risikoangepasste Rendite, wie in diesem
Abschnitt beschrieben. 

1.120. Die erwartete risikoangepasste Rendite einer Finanzierungstransaktion
setzt sich im Allgemeinen aus zwei Bestandteilen zusammen, nämlich aus
der risikofreien Rendite und einem Aufschlag für die vom Mittelgeber über-
nommenen Risiken. 
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1.121. Wenn der Mittelgeber das finanzielle Risiko gemäß den Leitlinien die-
ses Kapitels übernimmt und somit einem möglichen Eintreten dieses Risikos 
ausgesetzt ist, wird er dessen positive und negative Folgen zu tragen haben. 
Daher steht ihm für die Übernahme dieses Risikos eine Vergütung zu, die
höher ist als eine risikofreie Rendite. 

1.122. Eine risikoangepasste Rendite kann mittels verschiedener Ansätze
bestimmt werden, beispielsweise ausgehend von der Rendite einer realisti-
schen alternativen Investition mit vergleichbaren wirtschaftlichen Merkmalen
oder ausgehend von den Geldbeschaffungskosten (vgl. Abschnitt C.1.2 in 
Kapitel X). 

1.123. Ein zweckmäßiger Indikator für eine risikoangepasste Rendite kann 
möglicherweise anhand vergleichbarer Fremdgeschäftsvorfälle oder realisti-
scherweise verfügbarer alternativer Investitionen mit gleichem Risikoprofil er-
mittelt werden. Realistische Alternativen zu einem konzerninternen Darlehen 
könnten je nach den Gegebenheiten und Umständen Anleiheemissionen
oder Darlehen sein, bei denen es sich um Fremdgeschäftsvorfälle handelt
(vgl. Ziffer 10.93). 

1.124. Ein anderer Ansatz zur Bestimmung der risikoangepassten Rendite 
wäre die Ergänzung der risikofreien Rendite um eine Risikoprämie unter
Zugrundelegung von auf dem Markt verfügbaren Informationen zu Finanz-
instrumenten, die unter ähnlichen Bedingungen und Umständen begeben
wurden. 

1.125. Als Beispiel sei der gleiche Sachverhalt angenommen wie in
Ziffer 1.114 mit dem Unterschied, dass in diesem Szenario festgestellt wird, 
dass Unternehmen A nach den Leitlinien dieses Kapitels Anspruch auf eine 
risikoangepasste Rendite hat. Um diese Rendite zu bestimmen, erwägt die
Steuerverwaltung von Staat X, die risikofreie Rendite – d. h. die Verzinsung 
der einjährigen Anleihe von Staat Z – um eine Risikoprämie zu ergänzen. Zur
Schätzung der risikoangepassten Rendite unterstellt die Steuerverwaltung von
Staat X, dass die Rendite von Anleihen unabhängiger, in Staat X ansässiger 
und in der gleichen Branche wie Unternehmen B tätiger Unternehmen dem
entspricht, was ein fremder Dritter erwarten würde, wenn er seine Mittel unter
vergleichbaren Umständen in Unternehmen B investiert hätte. 

1.126. Bei einem auf den Geldbeschaffungskosten basierenden Ansatz
wird der Preis eines konzerninternen Geschäftsvorfalls ermittelt, indem 
eine Gewinnmarge zu den Kosten addiert wird, die dem Kreditgeber bei der 
Beschaffung der dem Kreditnehmer zur Verfügung gestellten Mittel entstan-
den sind. Diese Gewinnmarge sollte in einem angemessenen Verhältnis zu
dem Risiko stehen, das der Kreditgeber eingeht, und nach den Leitlinien unter
Ziffer 10.97–10.100 berechnet werden. 
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